
Münz, Luise Nierste, Norden, Richard Richter, Dr. Ellen 
Ruschmann, Seydewitz, Schembedc, Rosa Schilling, Elli 
Schmidt, Eva Schmidt-Kolmer, Richard Schmidt, Paul 
Scholz, Dr. Magdalene Stark-,Wintersig, Stempel, Prof. 
Stubbe, Ullrich, Vieweg, Wehner, Weißhaupt, Zweig.

Wir haben die große Freude und hohe Ehre, auch in 
der heutigen Sitzung wiederum eine Anzahl von Vertre­
tern der diplomatischen Vertretungen und Missionen bei 
der Deutschen Demokratischen Republik begrüßen zu 
können, an ihrer Spitze den Doyen des Diplomatischen 
Korps, Herrn Botschafter Puschkin, mit seinen Mitarbei-
tem' (lebhafter Beifall)
Herrrn Botschafter Dr. Fischl,

(lebhafter Beifall)
Herrn Botschafter Jan Izydorczyk,

(lebhafter Beifall) 
und Herrn Botschaftsrat Boldeanu von der rumänischen 
Volksrepublik.

(Lebhafter Beifall)
Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, bitte ich das 

Hohe Haus, Kenntnis nehmen zu wollen von dem Ant­
wortschreiben, das bei mir eingegangen ist in Erwide­
rung des Beileids, das wir vor einigen Wochen Thomas 
Mann beim Heimgang seines Bruders Heinrich Mann 
ausgesprochen haben. Thomas Mann schreibt unter dem 
27. März:

An den Präsidenten der Provisorischen Volkskam­
mer der Deutschen Demokratischen Republik,
Herrn Dieckmann, Berlin.
Sehr geehrter Herr Präsident!
Sie haben mich und die Meinen sehr gerührt mit 
Ihren Worten schöner Teilnahme anläßlich des 
Todes meines Bruders Heinrich. Ich danke Ihnen 
sehr dafür und für die Mitteilung, daß eine Plenar­
sitzung der Volkskammer dem Andenken meines 
Bruders Ehre erwiesen hat.

Es ist eine tragische Fügung, daß das Leben mei­
nes Bruders enden mußte in dem Augenblick, wo er 
im Begriffe war, zu Ihnen nach Deutschland zurück­
zukehren. Dort wäre ein seiner großartigen Leistung 
wahrhaft würdiger Lebensabend sein gewesen, 
wie ich ihn ihm immer gewünscht habe. Aber in dem 
Grade, wie die Anzeichen hohen Alters bei ihm Zu­
nahmen, hatten wir Angehörigen längst zu bezwei­
feln begonnen, ob er den Strapazen der Übersied­
lung noch gewachsen sein würde, und ich glaube, 
er selbst hatte bei aller Entschlossenheit geheime 
Zweifel daran. Nun hat ein nach menschlichem Er­
messen sehr milder Tod, eine Gehirnblutung im 
Schlaf, das Problem gelöst, und wir wollen ihm seine 
Ruhe gönnen nach einem tatenvollen Leben, dessen 
Spur von dieser Erde nicht vergehen wird.

Mit hochachtungsvoller Begrüßung 
Ihr sehr ergebener 
(gez.) Thomas Mann.

Wir danken — namens der Volkskammer darf ich das 
sagen — dem großen Friedenskämpfer Thomas Mann 
für diese Worte, die er in Erwiderung des Beileids der 
Volkskammer an uns gerichtet hat.

Ich bitte nun das Haus um die Genehmigung der 
Tagesordnung, die dem Hause gedruckt vorliegt. Vorge­
sehen ist die Tagesordnung mit folgendem Inhalt:

1. Erklärung der Provisorischen Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik zu dem Be­
schluß der Regierung der Union der Sozialisti­
schen Sowjet-Republiken über die Herabsetzung 
der Reparationszahlungen Deutschlands

2. Friedensbotschaft der Nationalversammlung der 
Tschechoslowakischen Republik (Drucksache 
Nr. 85)

3. 7. Verzeichnis der Eingaben, Beschwerden und Ge­
suche (Drucksache Nr. 84)

4. 2. Anzeige des Rechtsausschusses (Drucksache 
Nr. 88)
7. Anzeige des Petitionsausschusses (Drucksache 
Nr. 86)

5. Gesetz über die Herabsetzung des Volljährig- 
keitsalters (Drucksachen Nr. 83 und 87).

Wir treten in die Behandlung des ersten Punktes der 
Tagesordnung ein:

Erklärung der Provisorischen Regierung der Deut­
schen Demokratischen Republik zu dem Beschluß der 
Regierung der Union der Sozialistischen Sowjet-Re­
publiken über die Herabsetzung der Reparations­
zahlungen Deutschlands.

Ich bitte Herrn Ministerpräsident Otto Grotewohl, das 
Wort nehmen zu wollen.

Ministerpräsident Otto Grotewohl (mit Beifall be­
grüßt) :

Meine Damen und Herren! Der konsequente Weg der 
Freundschaft mit der Sowjetunion und den Ländern der 
Volksdemokratie, der Weg des friedlichen Wiederauf­
baus unserer Volkswirtschaft und der Demokratisierung 
unseres Vaterlandes, den die fortschrittlichen Kräfte 
Deutschlands seit der Zerschlagung des Hitlerfaschismus 
und in verstärktem Maße seit der Gründung der Deut­
schen Demokratischen Republik beschritten haben, hat 
zu einem neuen Erfolg von großer Bedeutung für unser 
Volk geführt. Durch den Arbeitsenthusiasmus der Werk­
tätigen der Deutschen Demokratischen Republik wur­
den bedeutende Produktionserfolge erzielt und zugleich 
die Voraussetzungen geschaffen, unsere Reparations­
verpflichtungen bisher pünktlich zu erfüllen.

Auf Grund dieser Tatsache in Verbindung mit der 
Schaffung der Grundlagen einer neuen demokratischen 
Ordnung hat die Sozialistische Einheitspartei Deutsch­
lands am 10. Mai 1950 die Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik ersucht, an die Regierung der 
Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken die Bitte 
um Herabsetzung der in dem Abkommen von Jalta und 
Potsdam festgelegten Reparationsverpflichtungen Deutsch­
lands zu richten.

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
hat in ihrer Sitzung vom 11. Mai 1950 zu diesem Antrag 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands Stellung 
genommen und ihm vorbehaltlos und einstimmig zuge­
stimmt. Im Aufträge des Ministerrats richtete ich als 
Ministerpräsident am 11. Mai 1950 folgendes Schreiben 
an den Vorsitzenden des Ministerrats der Union der 
Sozialistischen Sowjet-Republiken, Generalissimus Stalin: 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Re­
publik hat sich am 11. Mai 1950 mit einem Antrag 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands auf 
Herabminderung der Reparationsleistungen Deutsch­
lands beschäftigt. Der Antrag wurde damit begrün­
det, „daß bisher die Reparationsverpflichtungen 
pünktlich erfüllt wurden und die Werktätigen der 
Deutschen Demokratischen Republik die Erfüllung 
der Reparationsleistungen immer als ihre Pflicht 
betrachtet haben".

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Re­
publik hält den Vorschlag der Sozialistischen Ein­
heitspartei Deutschlands für zeitgemäß. Die von der 
Provisorischen Regierung der Deutschen Demokra­
tischen Republik betriebene Politik der Festigung 
der demokratischen Ordnung und des friedlichen 
wirtschaftlichen Neuaufbaus gibt ihr Veranlassung, 
die Regierung der Union der Sozialistischen Sowjet- 
Republiken um die Prüfung der Frage zu bitten, 
ob und in welchem Umfange sie eine Herabsetzung 
der Reparationsleistungen für möglich hält.

Dem Chef der Diplomatischen Mission der Deutschen 
Demokratischen Republik bei der Regierung der UdSSR, 
Botschafter Appelt, wurde durch den Außenminister der 
Sowjetregierung, Wyschinskij, am 16. Mai dieses Jahres

366


